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Rohstoffpreisen erheblich mehr als vor 
einem Jahr, etwa  Butter und Orangen-
saft. Auch für Kaffee waren zuletzt höhe-
re Rohstoffpreise zu beobachten. Die 
Preise für andere Produkte wie Sonnen-
blumenöl waren nach Beginn des Ukrai-
nekriegs in die Höhe gegangen, später 
aber wieder gesunken. Hingegen ist Oli-
venöl nach einer schlechten Ernte auf-
grund von Trockenheit in Spanien teurer 
geworden; das hat sich noch nicht wieder 
normalisiert.

Was genau alles teurer oder billiger ge-
worden ist, verraten die schon detaillierter 
veröffentlichten Zahlen für Nordrhein-
Westfalen, die meistens relativ repräsen-
tativ für Deutschland sind. Gemüse war 
demnach 2,7 Prozent billiger als vor 
einem Jahr, Obst 3,1 Prozent teurer. 
Fleisch stieg 0,9 Prozent im Preis, Fisch 
wurde 1,7 Prozent billiger. „Vor allem die 
Versicherungsprämien entwickeln sich 
immer mehr zum Problem“, sagte Holger 

Schmieding, der Chefvolkswirt des Bank-
hauses Berenberg. Als Folge hoher Lohn- 
und Materialkosten für Reparaturen 
mussten die Verbraucher im November 
36,3 Prozent mehr für die Kraftfahrzeug-
versicherung zahlen als ein Jahr zuvor. 
Insgesamt verteuerten sich Versiche-
rungsdienstleistungen um 16,1 Prozent 
gegenüber dem Vorjahr nach 14,7 Prozent 
im Oktober. Auch die Pflege wird  bei stei-
genden Personalkosten teurer. 

„Der November ist kein guter Reisemo-
nat, in diesem Jahr offenbar noch weni-
ger als üblich“, sagte Schmieding: „Mög-
licherweise beginnen die verunsicherten 
Verbraucher, sogar bei Reisen etwas zu 
sparen.“ Dank eines recht ausgeprägten 
Rückgangs der Preise für Pauschalreisen 
im November um 13,2 Prozent gegenüber 
Oktober ermäßigte sich die Teuerungsra-
te im Vorjahresvergleich von 5,8 Prozent 
im Oktober auf 3,7 Prozent im November. 
Allerdings schwanken diese Preise oft.

Butter ist 35,5 Prozent teurer als vor 
einem Jahr, dagegen kosteten Gurken 5,6 
Prozent weniger. Abgesehen von den 
weiter steigenden Kosten für Fernwärme  
entspannt sich die Lage im Energiebe-
reich etwas. Energie ist zwar weiterhin 
im Vergleich zu früher teuer, aber die 
Kosten für Heizöl einschließlich Be-
triebskosten gingen im November gegen-
über dem Vormonat um 2,1 Prozent zu-
rück. Sie lagen damit 9,8 Prozent unter 
den Vorjahreskosten. Kraftstoffe  verbil-
ligten sich auf Jahressicht um 5,6 Pro-
zent. Dabei wurde Benzin 5,1 Prozent 
günstiger  und Diesel 7,6 Prozent.

Die Inflationszahlen werden auch des-
halb im Augenblick besonders aufmerk-
sam verfolgt, weil die Europäische Zen -
tralbank  am 12. Dezember das nächste 
Mal über die Zinsen entscheiden will und 
angekündigt hat, „datenabhängig“ vorzu-
gehen. Vieles spricht dafür, dass die No-
tenbank die Zinsen weiter senkt, aber 

nicht so stark wie von manchen zeitweise 
erwartet. Den Investoren an den Geld-
märkten erscheint mittlerweile ein klei-
nerer Zinsschritt um 0,25 Prozentpunkte 
wahrscheinlicher als noch vor Kurzem.

  Bundesbankpräsident Joachim Nagel 
plädierte  mit Blick auf die Dezember-
Zinsentscheidung für Umsicht. „Ob im 
Dezember ein weiterer Zinsschritt folgen 
wird, entscheiden wir auf Basis der dann 
vorliegenden Daten“, sagte er. Es gelte, 
weiter vorsichtig zu sein und die Geld-
politik „nur graduell und nicht zu 
schnell“ zu lockern. Es gebe nach wie vor 
Risiken: So sei nicht auszuschließen, dass 
das Lohnwachstum langsamer zurückge-
he als erwartet. „Sehr real ist zudem das 
Risiko, dass die neue amerikanische Re-
gierung handelspolitische Maßnahmen 
ergreift, die sich auch hierzulande in hö-
herer Inflation niederschlagen“, sagte 
Nagel. Zur Vorsicht mahne auch die nach 
wie vor erhöhte Kerninflation. 

D
ie Inflationsrate in Deutsch-
land lag im November bei 2,2 
Prozent. Das hat das Statisti-
sche Bundesamt am Donners-

tag nach einer ersten Schätzung mitge-
teilt. Im Oktober hatte die Rate 2,0 Pro-
zent betragen nach 1,6 Prozent im 
September. Gegenüber dem Vormonat 
Oktober lagen die Verbraucherpreise im 
Schnitt 0,2 Prozent tiefer. Die Kernrate 
der Inflation, das ist die Teuerung ohne 
die stark schwankenden Preise  für Ener-
gie und Lebensmittel, die von Notenban-
kern gern als Indikator für die längerfris-
tige Entwicklung betrachtet wird, legte  
von 2,9 auf drei Prozent zu.  

Ökonomen hatten erwartet, dass die 
Inflationsraten zum Jahresende nicht 
mehr ganz so niedrig sein würden wie 
noch im September. Dafür gibt es techni-
sche Gründe, sogenannte statistische Ba-
siseffekte: Im Vorjahr waren die Energie-
preise im Herbst gesunken. Entsprechend 
höher sind jetzt tendenziell im Vorjahres-
vergleich die Steigerungsraten. Die Bun-
desbank hatte davor in ihrem September-
Monatsbericht gewarnt.

Allerdings sorgt offenbar die schwache 
Konjunktur dafür, dass die Inflationsra-
ten nicht durch die Decke gehen. Der Öl-
preis ist mit rund 72 Dollar je Barrel 
(Fass zu 159 Liter) weiterhin eher nied-
rig, auch wenn der seit der Wahl  von Do-
nald Trump stärkere Dollar die Import-
preise  treibt. Auch sonst scheint es für 
Unternehmen wegen der Wirtschafts-
flaute nicht so ganz einfach zu sein, die 
Preise anzuheben. Immerhin aber haben 
die Entgelte für Dienstleistungen auf Jah-
ressicht recht deutlich zugelegt.

Zudem kosten bestimmte Nahrungs-
mittel im Zusammenhang mit höheren 

Die Preise für viele 
Dienstleistungen wie 
 Versicherungen legen  
kräftig zu. Dagegen 
entspannt sich die Lage 
bei den Energiepreisen 
etwas. Teure Butter, viel 
billigere Reisen.

Von Christian 

Siedenbiedel, Frankfurt

 Inflation in Deutschland steigt auf 2,2 Prozent 

Inflationsrate in Deutschland
zum Vorjahresmonat in Prozent

Die Werkstattkosten sind teurer geworden.

Preisveränderung in ausgewählten Bereichen, zu November 2023 in Prozent1)

1) Stand November 2024; Daten von

Nordrhein-Westfalen (bundesweit sind

keine Novemberdaten nach Haupt- und

Gütergruppen verfügbar). 2) Gaststätten-

und Beherbergungsdienstleistungen.

3) Ohne Dienstleistung Nettokaltmiete. 
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sibi. FRANKFURT. Die Präsidentin 
der Europäischen Zentralbank 
(EZB) hat sich für den Fall neuer US-
Zölle unter Donald Trump gegen 
Vergeltungsmaßnahmen und für Ge-
spräche ausgesprochen. „Wir könn-
ten anbieten, bestimmte Produkte 
aus den Vereinigten Staaten zu kau-
fen, und so signalisieren, dass wir be-
reit sind, am Verhandlungstisch zu 
sitzen“, sagte Lagarde in einem 
Interview mit der Zeitung „Financial 
Times“. Das sei besser als eine reine 
„Vergeltungsstrategie“. Die EZB-
Präsidentin ließ sich in dem Inter-
view auch auf eine Diskussion ein, 
was das denn für Produkte sein könn-
ten, die Europa dann zusätzlich  aus 
den Vereinigten Staaten beziehen 
könnte.     Sie sei keine Handelsexper-
tin, sagte Lagarde, aber beispielswei-
se könne Europa mit Amerika über 
den Bezug von mehr Flüssiggas LNG 
sprechen. „Und natürlich gibt es eine 
ganze Kategorie von Verteidigungs-
gütern, von denen wir nicht in der 
Lage sind, sie hier in Europa herzu-
stellen, und die im Rahmen eines ko-
härenten EU-Konzepts von den Mit-
gliedstaaten gekauft werden könn-
ten“, sagte sie. Trump  hatte im 
Wahlkampf  eine Erhöhung der Zölle 
auf zehn bis 20 Prozent auf alle aus-
ländischen Importe angekündigt. 
Dass eine Spanne genannt wird, zei-
ge, dass „sie offen für Verhandlungen 
sind“, sagte Lagarde in dem Zei-
tungsgespräch.

Lagarde 
plädiert für
Buy American

dpa. BRÜSSEL. Schweden drängt 
in Brüssel auf mehr Unterstützung 
für die europäische Batterieindust-
rie. „Wir ertränken die europäische 
Wettbewerbsfähigkeit im Grunde 
genommen nicht nur in einer Viel-
zahl von Vorschriften, sondern auch 
in Vorschriften, die ein Labyrinth 
sind“, sagte Schwedens Vizeregie-
rungschefin und Industrieministerin 
Ebba Busch am Rande eines EU-Mi-
nistertreffens in Brüssel. Sie fordert, 
unterstützt von Deutschland und 
Frankreich, die EU-Kommission da-
zu auf, gute Arbeitsbedingungen für 
die bestehende Batterieindustrie si-
cherzustellen. Deutschlands Vertre-
ter bei dem Ministertreffen, Staats-
sekretär Bernhard Kluttig, sagte, 
eine starke Batterieindustrie in 
Europa sei enorm wichtig für die 
deutsche Automobilindustrie. 

Dabei geht es laut Busch auch da-
rum, bestehenden Firmen zu helfen, 
ihre Produktion massiv auszubauen. 
„Wenn wir mit dem grünen Über-
gang Erfolg haben wollen, muss der 
europäische Batteriesektor fliegen 
und angemessene Marktanteile er-
obern“, so Busch. Europas Wirt-
schaft werde zwischen „unseren lie-
ben amerikanischen Freunden“ und 
einer unfairen asiatischen Konkur-
renz zerrieben.

Für Schweden gab es jüngst 
schlechte Nachrichten aus der Batte-
riebranche. Der finanziell angeschla-
gene schwedische Hersteller North-
volt hat in den USA ein Restrukturie-
rungsverfahren gemäß „Chapter 11“ 
des US-Insolvenzrechts beantragt.  
Northvolt galt hinsichtlich der Batte-
rieproduktion für E-Autos lange Zeit 
als großer Hoffnungsträger der euro-
päischen Automobilindustrie. 

Schweden für 
Batteriehilfen

I
n einer Zeit wachsender geopoliti-
scher Bedrohungen und globaler Unsi-
cherheit stehen Deutschland und 

Europa vor dringenden sicherheitspoliti-
schen Herausforderungen. Die erneute 
Präsidentschaft von Donald Trump und 
seine Nominierungen für wichtige Posten 
senden Schockwellen durch Europa. Denn 
die Nominierungen lassen auf einen Kurs 
schließen, der erhebliche Konsequenzen 
für die Stabilität des Kontinents haben 
könnte. Schon bald könnte die Unterstüt-
zung der Ukraine allein von uns Europäern 
abhängen. Ein solches Szenario würde er-
hebliche zusätzliche finanzielle Ressourcen 
erfordern, die schnell und mit langfristiger 
Perspektive bereitgestellt werden müssen. 

Die Gefahr für die Sicherheit unserer 
Gesellschaft ist real. Es ist die verfas-
sungsmäßige Verantwortung des Staates, 
für Sicherheit durch Verteidigungsfähig-
keit zu sorgen. Unsere Verteidigungska-
pazitäten müssen gestärkt und die euro-
päische Verteidigung eigenständig und 
zukunftssicher aufgebaut werden. Es ist 
an der Zeit, dass Europa den vielen Wor-
ten Taten folgen lässt und seine Sicherheit 
in die eigenen Hände nimmt. 

Doch wie kann dies praktisch umgesetzt 
werden? Die Herausforderung trifft auf ein 
Umfeld, in dem der Handlungsspielraum 
der demokratischen Mitte durch den Auf-
stieg populistischer Parteien zunehmend 
begrenzt wird. Es besteht die reale Gefahr, 
dass die demokratischen Fraktionen im 
nächsten Bundestag nicht mehr über die 
notwendige Zweidrittelmehrheit für Ver-
fassungsänderungen verfügen könnten. In 
diesem Fall bliebe Deutschland sicher-
heitspolitisch nur durch wiederholte Notla-
genbeschlüsse handlungsfähig – eine Op-
tion, die das Bundesverfassungsgericht je-
doch strikten Grenzen unterwirft. 

Eine nachhaltige Stärkung europäi-
scher Verteidigung lässt sich mit Notla-
genbeschlüssen nicht erreichen.  Es ist un-
strittig, dass die notwendigen Verteidi-
gungsausgaben im regulären Haushalt 
verankert werden müssen. Kurzfristig 
aber ist es unrealistisch, diese Mittel aus-
schließlich durch Einsparungen in ande-
ren Haushaltsbereichen bereitzustellen. 
Die benötigten Summen sind dafür zu 
hoch, denn die Bundeswehr steht nach 
drei Jahrzehnten der Unterinvestition in 
Verteidigungsfähigkeit in vielen Berei-

chen sehr schwach da. Das Sondervermö-
gen hat lediglich einige Lücken schließen 
können und ist nach bisheriger Planung 
2027, also deutlich vor Ende der nächsten 
Legislaturperiode, schon aufgebraucht. 
Die für größeren Budgetspielraum erfor-
derlichen Reformen in anderen Bereichen 
benötigen Zeit – eine 
Zeit, die wir, die Uk-
raine und andere be-
drohte Staaten in Ost-
europa ebenso wie 
Deutschland derzeit 
nicht haben. 

Die Bewältigung 
dieser existenziellen 
Aufgaben ist kurzfristig nicht ohne eine 
zusätzliche Kreditaufnahme möglich. 
Steuererhöhungen würden die ohnehin 
schwierige wirtschaftliche Lage des Lan-
des zusätzlich belasten. Dank der Schul-
denbremse verfügt Deutschland in der 
aktuellen Situation über genügend finan-
ziellen Spielraum, um seine Verteidi-
gungsfähigkeit zu stärken. Denn Fiskal-
regeln wie die Schuldenbremse sind sinn-
voll, aber die Schuldenbremse ist kein 
Selbstzweck. Sie dient dem Zweck, dem 

deutschen Volk ein Leben in Frieden, 
Freiheit und Wohlstand zu ermöglichen. 

Aus guten Gründen schützt eine über-
parteiliche Initiative das Bundesverfas-
sungsgericht noch vor der Wahl durch 
eine Grundgesetzänderung vor den Risi-
ken einer Sperrminorität populistischer 

Parteien. Nichts ande-
res gilt es mit Blick auf 
unsere Sicherheit und 
Verteidigungsfähigkeit 
sicherzustellen: Noch 
in dieser Legislaturpe-
riode sollten deshalb 
die Voraussetzungen 
geschaffen werden, 

dass Deutschland sicherheitspolitisch 
handlungsfähig bleibt. 

Zwei Lösungswege bieten sich an. Eine 
Möglichkeit wäre, Nettoinvestitionen für 
Verteidigung, die über das aktuelle 
Niveau hinausgehen, von der Schulden-
bremse auszunehmen, sodass die künfti-
ge Regierung flexibel und schnell auf Be-
drohungen reagieren und die Verteidi-
gungsfähigkeiten stärken könnte. Eine 
Art goldene Regel für Verteidigungsin-
vestitionen würde die Fähigkeit des Staa-

tes stärken, seiner sicherheitspolitischen 
Kernverantwortung gerecht zu werden 
und verhindern, dass die zusätzlichen 
Verschuldungsspielräume zweckentfrem-
det werden. Bei dieser Lösung blieben die 
parlamentarischen Kon trollrechte voll-
ständig gewahrt. Das Parlament könnte 
sich zudem Mitentscheidungsrechte bei 
Beschaffungsmaßnahmen sichern. Er-
satz für Abschreibungen müsste aller-
dings wie Personalausgaben und Ver-
brauchsmittel aus laufenden Einnahmen 
bestritten werden. Das macht es erforder-
lich, nicht allein auf Verschuldung zu set-
zen, sondern sofort mit der Umschich-
tung von Ausgaben zu beginnen.

Eine alternative Lösung wäre die Schaf-
fung eines weiteren Sondervermögens für 
die Bundeswehr in Höhe von 300 Milliar-
den Euro oder mehr. Diese Option würde 
ebenfalls sofort Aufrüstung ermöglichen, 
wäre jedoch befristet. Hier wäre es wichtig 
zu verhindern, dass die bisherigen Rüs-
tungsausgaben im Kernhaushalt gekürzt 
und in das Sondervermögen verlagert wer-
den. Außerdem müsste die Politik glaub-
würdig beschließen, mittelfristig einen hö-
heren Verteidigungsetat über den Kern-

haushalt zu finanzieren. Der langfristige 
Aufbau von Produktionskapazitäten im 
Rüstungsbereich wird nur stattfinden, 
wenn plausibel ist, dass die Nachfrage 
langfristig zunimmt. 

Die sicherheitspolitische Herausforde-
rung für Europas Zukunft aus wahltakti-
schen Gründen zu ignorieren oder eine 
Wette darauf einzugehen, dass die Bedro-
hungen von selbst verschwinden oder die 
USA letztlich doch Europa schützen wer-
den, ist keine überzeugende Lösung. Diese 
Haltung würde den historischen Heraus-
forderungen, vor denen Deutschland und 
Europa stehen, nicht gerecht.
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Deutschland braucht mehr finanzielle Ressourcen für die Verteidigung – noch vor der Wahl
Von Clemens Fuest, Moritz Schularick, Armin Steinbach und Guntram Wolff

Eine goldene Regel 
für Investitionen

 in  Verteidigung ist eine 
mögliche Lösung. 

wmu. BRÜSSEL. Unternehmen in der 
EU gelingt es häufiger als politisch ge-
wollt, ihre Steuerlast über die Maßen zu 
reduzieren. Zu diesem Befund kommt der 
Europäische Rechnungshof in einem am 
Donnerstag veröffentlichten Sonderbe-
richt. Der Hauptgrund ist nach Auffas-
sung der Rechnungsprüfer, dass die na-
tionalen Steuerbehörden die Möglichkei-
ten nicht ausreichend ausnutzen, die sie 
mit den in den vergangenen zehn Jahren 
erlassenen EU-Rahmengesetzen an die 
Hand bekommen haben. Vor allem nutz-
ten die Behörden das Instrument des 
automatischen Informationsaustauschs 
über „aggressive“ Steuerplanung von 
Land zu Land sehr unterschiedlich, heißt 
es in dem Bericht. 

Der automatische Informationsaus-
tausch der Steuerbehörden  gilt in der 
EU  als wichtigstes Instrument gegen 

Steuervermeidung. Er erlaubt es den Fi-
nanzämtern,  Zinserträge  von Sparern 
im Ausland aufzuspüren. Er soll aber 
auch dafür sorgen, dass es die Steuerbe-
hörden mitbekommen, wenn in ihrem 
Land  ansässige Unternehmen Gewinne 
in Länder verschieben, in denen die 
Steuerlast niedriger ist. Diese  „aggressi-
ve“ Steuerplanung wenden  vor allem 
internationale Großkonzerne an, wenn 
sie – meist über interne Gewinnverrech-
nungsmodelle – ihre Steuerlast in Län-
der mit niedriger Unternehmensbe-
steuerung  verlagern, meist  mit Unter-
stützung der Behörden jener Länder. 

Mitte 2020 ist die  EU-Richtlinie zum 
Informationsaustausch  von „potentiell 
aggressiven“ Steuersparmodellen an eine 
zentrale EU-Datenbank  (DAC 6) in Kraft 
getreten. Bis Ende 2023 hat der Rech-
nungshof rund 53.000 Meldungen solcher 

Modelle registriert. Mit Abstand am flei-
ßigsten sind die deutschen Behörden. Sie 
meldeten 49,3 Prozent der Fälle. 14,7 
Prozent steuerten die Niederlande bei. 
Aus den nach Deutschland nächstgrößten 
Staaten Frankreich (1,9 Prozent) und Ita-
lien (1,6 Prozent) kamen erheblich weni-
ger Meldungen. Nicht zuletzt wegen die-
ser großen Unterschiede sieht der Hof 
deutliche Lücken in der Durchsetzung der 
Richtlinie.  Er  bemängelt generell, dass 
die nationalen Steuerbehörden ihre Mög-
lichkeiten zum gegenseitigen Informa-
tionsaustausch  nicht ausnutzen oder die 
Regeln unterschiedlich interpretieren. 

Ob die überdurchschnittlich vielen  
deutschen Meldungen ihren Grund in be-
sonders vielen deutschen Steuervermei-
dungsfällen oder in einer besonderen 
Akri bie der deutschen Behörden haben, 
ist bislang nicht bekannt.   Der Rech-

nungshof  befindet nur allgemein, dass 
die  Mitgliedstaaten ihre Pflicht zum 
Datenaustausch unterschiedlich interpre-
tierten und oft  die Qualität der ihnen ge-
lieferten Informationen nicht genügend 
prüften oder gar nicht auf sie zurückgrif-
fen. Weder die EU-Kommission noch die 
meisten Mitgliedstaaten verfügten über 
einen „geeigneten Ansatz zur Messung 
der Leistung der Instrumente zur Be-
kämpfung schädlicher Steuerregelungen 
und der Steuervermeidung durch Unter-
nehmen“. Der  Kampf gegen „Regelun-
gen, die Anreize zur Steuerflucht bieten“, 
verliere dadurch an Wirksamkeit. Offen-
bar seien ferner die Strafzahlungen bei 
Nichteinhaltung der Meldepflichten in 
einigen EU-Staaten nicht abschreckend 
genug angesetzt. 

Um diese Mängel abzustellen, müsse 
die   EU-Kommission besser kontrollieren, 

ob die Steuerregeln in den Mitgliedstaa-
ten griffen, fordern die Prüfer.   Ferner 
müsse sie Leitlinien entwickeln, nach 
denen die EU-Staaten das Rahmenwerk 
einheitlich anwenden könnten. Unab-
hängig davon sei eine umfassende  Be-
wertung der einschlägigen  Richtlinien 
angezeigt, die gegebenenfalls in Geset-
zesnovellen münden könnte. 

Hintergrund der Steuerregeln ist der 
Wunsch, eine „gerechte Besteuerung im 
Binnenmarkt“ herzustellen, wie es die 
EU-Finanzminister wünschen.  Auch die 
EU-Kommission zieht das Binnenmarkt-
argument heran, wenn sie  gegen Steuer-
vorbescheide  („tax rulings“) vorgeht, die 
nationale Behörden mit einzelnen Unter-
nehmen vereinbaren. Die Begründung 
der Kommission in  solchen Verfahren 
lautet, es handle sich um eine mit dem 
Binnenmarkt unvereinbare Beihilfe.

EU-Rechnungshof kritisiert  Kampf gegen Steuervermeidung
Unterschiedliche Praxis in den Mitgliedstaaten / Deutsche Behörden melden Steuersparmodelle mit Abstand am häufigsten 


